
 

Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0339/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Finanzen Datum: 18.05.2016 

Bearbeiter: Heike Ramcke AZ: 3/904-410 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 18.5.2016 im Verwaltungshaushalt auf 3.497,15 €. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
-entfällt- 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung für Haushaltsüberschreitungen ist durch Mehreinnahmen bzw. Minder-
ausgaben bei anderen Haushaltsstellen gewährleistet.  
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die Haushaltsüberschrei-
tungen im Verwaltungshaushalt mit  3.497,15 € zu genehmigen.  
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
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          Ehmke 
 
 
 
Anlagen: Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 18.06.2016)  
 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt

46010.520000 Gerätekauf und -unterhaltung 100,00 2.466,87 2.366,87 0,00 2.366,87 Brandbeseitigungsarbeiten Inventar  

63000.713000 Umlage an den 

Wegeunterhaltungsverband

7.300,00 8.430,28 1.130,28 0,00 1.130,28 Der Umlagebeitrag pro m² Straßenfläche wurde von 0,30 € 

auf 0,35 € heraufgesetzt
Summe 7.400,00 10.897,15 3.497,15 0,00 3.497,15

3.497,15 Stand 18.5.2016

Vermögenshaushalt

0,00 0,00

Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

0,00 Stand 18.5.2016noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 

Haushaltsplan 

(einschließl. 

Nachtrags-

haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Groß Nordende

Bezeichnung der HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 

genehmigen
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0338/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Finanzen Datum: 26.04.2016 

Bearbeiter: Nicole Heinemann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Prüfung der Jahresrechnung 2015 und Feststellung des Ergebnisses für 
die Gemeinde Groß Nordende 
 
Sachverhalt: 
Siehe Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung 2015 vom 07.03.2016. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
 
 
 
Finanzierung: 
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, 
 
die Gemeindevertretung stellt die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2015, die im 
Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 932.469,22 € und 
im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 80.313,08 € ab-
schließt, fest. 
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__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen:  Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung am 07.03.2016 
Stellungsnahmen zu den gemachten Beanstandungen 
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0331/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Soziale Dienste Datum: 21.01.2016 

Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 461.2711 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Sozialausschuss der Gemeinde Groß 
Nordende 

01.06.2016 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2015 der Kinderstube Groß Nordende 
 
Sachverhalt: 
 
Das Amt Moorrege hat im Auftrag des Schulvereins Groß Nordende e.V. –Sparte 
Kinderstube- die anliegende Jahresrechnung 2015 vorgelegt. 
 
Gesamteinnahmen in Höhe von 87.803,48 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe 
von 82.030,43 Euro gegenüber. Der Anfangsbestand 2015 betrug 8.395,70 Euro. 
Jedoch ist anzumerken, dass die Mittagsverpflegung in der Kinderstube mit einem 
Guthaben in Höhe von 1.941,56 Euro abgeschlossen hat. Dieses Guthaben wird 
nicht mit dem Gemeindeanteil verrechnet, da dieses Guthaben ausschließlich durch 
die Elternbeiträge für die Mittagsversorgung entstanden ist.  
 
Gemäß § 5 Abs. 1 des Vertrages zwischen der Gemeinde Groß Nordende und dem 
Schulverein Groß Nordende e.V. über die Finanzierung der Kinderstube werden die 
Kosten der Gebäudeunterhaltung, Bewirtschaftungskosten, Gebäudereinigung und 
Gebäudeversicherung nachträglich mitgeteilt, damit diese in der Jahresrechnung mit 
angegeben werden können. Für das Jahr 2015 betrugen diese Kosten 21.748,63 
Euro (inkl. Mietwert). 
 
Der Gemeinde Groß Nordende sind Gesamtkosten in Höhe von 45.874,24 Euro ent-
standen. Das Guthaben aus dem Jahr 2015 in Höhe von 12.227,19 Euro wird mit der 
nächsten Abschlagszahlung zum 15. August 2016 verrechnet. 
 
Dies bedeutet einen Zuschuss in Höhe von 201,20 Euro pro Kind und Monat (be-
rücksichtigt durchschnittlich 19 belegte Plätze). 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
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entfällt 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Das Guthaben in Höhe von 12.227,19 Euro wird bei der Abschlagszahlung zum 
15.08.2016 entsprechend berücksichtigt. Die diesjährigen Ausgaben für die Kinder-
stube Groß Nordende reduzieren sich entsprechend.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Die anteiligen Kreis- und Landesmittel sind in der Jahresrechnung berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Jahresrechnung der Kinderstube Groß Nordende für das Jahr 2015 wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2015 der Kinderstube Groß Nordende  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0342/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 26.05.2016 

Bearbeiter: Uwe Denker AZ: 7 / 771.332 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 09.06.2016 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Schmalspurschlepper - Einsatz und Kosten 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde hat im Jahr 2002 einen gebrauchten Schmalspurschlepper der Marke 
Fendt (Baujahr 1992) beschafft. Dieses Fahrzeug war damals 10 Jahre alt und hatte 
bis zu diesem Zeitpunkt 7000 Betriebsstunden gelaufen. 
Nach Aussage von Herrn Seuel wurde dieses Fahrzeug damals im Wesentlichen für 
die Bankettpflege und den Schneeräumdienst entlang des neuen Gehweges be-
schafft und auch noch heute genutzt.  
Mit dem im Jahr 2004 beschafften Heckmulchgerät mit Seitenverschiebung wird 
auch gelegentlich die Bankette an den Wirtschaftswegen bearbeitet. 
 
Neben mehr oder weniger großen Reparaturen in der Vergangenheit steht jetzt eine 
größere Reparatur an. Es müssen die komplette Kupplung und die Bremsen insge-
samt erneuert werden. Nur für diese, jetzt schon bekannten Reparaturen, belaufen 
sich die Kosten auf 6.300 € brutto. 
Nach Rücksprache mit der Fa. Thormählen besteht zumindest der Verdacht, dass an 
der Vorderachse weitere Reparaturen notwendig werden, denn es zeigt sich bereits 
ein geringer Oelaustritt. Dieses gilt auch für die Hinterachse, wo die Fa. Thormählen 
darauf hinweist, dass nach der Demontage für die Reparatur der Bremsen erst die 
Dichtungen der Steckachsen zutage treten. Ggf. müssen auch diese dann noch er-
setzt werden. 
Auch der Fahrersitz bedarf dringend einer Erneuerung, da der alte Sitz zeitweise 
durchschlägt. Kosten hier 1.600 € brutto. 
Weitere Kosten (ca. 500 € brutto) kommen für die Erneuerung der Oeldruckschläu-
che am Steuergerät hinzu, da diese stark porös sind. 
 
Die Kosten könnten so schnell auf 8.000 bis 10.000 € anwachsen. 
Die Fa. Thormählen kann nach Ansicht des Werkstattleiters, diese Investition in das 
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24 Jahre alte Fahrzeug zu investieren, nicht empfehlen, obwohl die Firma an Repa-
raturen das Geld verdient wird. 
Und weitere Defekte (Motor, Getriebe, Differenzialgetriebe an Vorder- und Hinter-
achse usw.) sind nicht ausgeschlossen. Die Schwachstellen an der Vorderachse sind 
bekannt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Unter dem Gesichtspunkt der zu investierenden Reparaturkosten in ein Fahrzeug 
dieses Alters und Zustandes, erscheint es der Verwaltung unwirtschaftlich, diese 
Maßnahme durchzuführen. 
Für die Verwaltung stellen sich folgende Fragen: 

1. Ersatz des Fahrzeuges durch Neukauf oder Gebrauchtkauf? 
2. Sollte die Gemeinde überhaupt ein Fahrzeug erwerben oder ist es wirtschaftli-

cher diese Arbeiten zu vergeben?   
3. Wie lange steht ein Gemeindearbeiter, wie der jetzige Stelleninhaber, in dieser 

Form noch zur Verfügung? 
4. Findet die Gemeinde auch in der Zukunft noch jemanden für eine Teilzeitbe-

schäftigung in diesem Bereich? 
5. Oder wird irgendwann einmal über einen Amtsbauhof nachgedacht? 

 
Zu 1- 
Der neue Kommunalschlepper müsste aus der Klasse 35 – 40 PS kommen. Dieser 
Schlepper sollte folgende Eigenschaften haben: 
Kabine 
Allrad, hydrostatisches Getriebe 
Hydraulikanschlüsse 4-fach, vorn 
Hydraulikanschlüsse 2-fach, hinten 
Heckzapfwelle, 2 Drehzahlen 
Frontzapfwelle 
Breite < 135 cm 
Höhe <  220 cm   Kosten neu 48.000 € 
     Kosten Vorführgerät  ca. 36.000 € 
     Kosten gebraucht, Bj. 2012/13 24 – 28.000 € 
 
Zu 2- 
Die Vergabe der Arbeiten, welche bisher mit diesem Gerät ausgeführt wurden und 
auch vergeben werden könnten: 
 
Kosten Personal + Gerät 
10000 m² Winterdienst  (150 h)    Kosten m. Pers. 67 €/h  10.050 €/Jahr  
15000 m Mulcharbeiten Bankette (0,3 km/h) Kosten m. Personal 72 €/h   3.600 €/Jahr 
Diverse sonstige Arbeiten und Dienste        3.000 €/Jahr 
       Summe brutto            16.650 €/Jahr  
 

Kosten bei Fremdvergabe 
10000 m² Winterdienst Gehweg/Straße  Kosten ca. 1,55 €/m²xSaison 15.500 €/Jahr 
15000 m Mulcharbeiten Bankette  Kosten ca. 0,05 €/m       750 €/Jahr 
Diverse sonstige Arbeiten und Dienste        4.000 €/Jahr 
       Summe brutto  20.250 €/Jahr 
 

Gemäß Gegenüberstellung der Kosten erscheint die Durchführung der Maßnahmen 



durch eigenes Personal und Geräte günstiger. Hinzu kommt, dass der Schlepper 
dann natürlich auch für andere Arbeiten zur Verfügung stehen würde. Ist er doch das 
einzige Fahrzeug der Gemeinde. 
 
Zu 3 + 4- 
Mit dem jetzigen Stelleninhaber hat die Gemeinde einen Gemeindearbeiter, welcher, 
da er selbstständiger Landwirt ist, die anfallenden Arbeiten bis auf wenige  Ausnah-
men, problemlos in seinen Arbeitstag integrieren kann. 
Ob in der Zukunft, wenn der Stelleninhaber in Rente geht, in Groß Nordende jemand 
einmal diese Lücke wieder füllen kann, ist fraglich.  
Vor allem bei Arbeiten, welche keinen Aufschub dulden, wie Störungen bei 
Schmutzwasserpumpwerken und Winterdienst, könnte das in der Zukunft problema-
tisch werden.  
Für die Wartung der Schmutzwasserpumpwerke allerdings würde die Verwaltung 
empfehlen, entsprechende Wartungsverträge abzuschließen. Bei regelmäßiger Kon-
trolle durch ein Fachunternehmen können sich abzeichnende Defekte, wie z.B. ein-
dringende Feuchtigkeit durch Lager- und Dichtungsschaden, durch Isolationsmes-
sung frühzeitig erkannt werden. Es kann dann die Pumpe vor einem Komplettausfall 
ersetzt werden.   
 
Zu 5- 
Hierzu ist eine verbindliche Aussage derzeit nicht möglich.   
 
 
 
Finanzierung: 
  
Die Neubeschaffung eines Kommunalschleppers ist im VM-Haushalt mit 35.000 € 
eingeplant.  
Da eine Neubeschaffung mit rd. 48.000 € zu buche schlägt, wären die fehlenden Mit-
tel  von 15.000 € in einem Nachtragshaushalt aus der allgemeinen Rücklage zu fi-
nanzieren. 
Der Kauf eines Vorführgerätes für ca. 36.000 € wäre durch den Haushalt mit  
35.000 € fast gedeckt.  
 
 
Fördermittel durch Dritte:   Keine 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Bauausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertre-
tung beschließt folgende Vorgehensweise: 
 

O Der vorhandene Schmalspurschlepper wird trotz Unwägbarkeiten repariert und 

weiter genutzt.  
 

O Der vorhandene Schlepper soll durch einen neuen Kommunalschlepper ersetzt 

werden. Größe entsprechend der Beschreibung. Das Altfahrzeug soll in diesem Zu-
stand verkauft werden. 
 



O Der vorhandene Schlepper soll durch einen gebrauchten Kommunalschlepper 

oder Vorführschlepper ersetzt werden. Größe entsprechend der Beschreibung. Kos-
ten max. entsprechend der im Haushalt bereitgestellten Mittel in Höhe von 35.000 €. 
Das Altfahrzeug soll in diesem Zustand verkauft werden. 
 

O Es soll der vorhandene Schmalspurschlepper nicht ersetzt werden. Die mit die-

sem Fahrzeug bisher geleisteten Arbeiten werden zukünftig an Gewerbebetriebe 
vergeben.   
 
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
 
Anlagen: keine 
 
 
 



 

Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0332/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Planen und Bauen Datum: 01.02.2016 

Bearbeiter: Diana Franz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 09.06.2016 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
 
Sachverhalt: 
Unter „Erschließung“ im Sinne des § 123 ff. BauGB sind alle erstmaligen baulichen Maß-
nahmen zu verstehen, die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung von Bauland erst möglich 
machen. 
Dazu gehören insbesondere die Herstellung von Verkehrsanlagen sowie die Verlegung von 
Versorgungs- und Entsorgungsanlagen. Die Erschließung zielt damit auf die Baureifmachung 
von Bauland ab.  
 
Der Begriff „Beitrag“ wird im geltenden Recht häufig erwähnt. Einen einheitlichen, für das 
Bundes- und Landesrecht allgemein gültigen Begriff des Beitrags gibt es nicht. 
Der Beitrag im Sinne von „Erschließungsbeitrag“ ist eine kommunale Abgabe, in Form einer 
Geldleistung und ist nach Rechtsprechung des BVerfG gekennzeichnet durch den Gesichts-
punkt der Gegenleistung. Außerdem unterliegt er dem Grundsatz der Einmaligkeit. 
  
Damit wird der Erschließungsbeitrag als einmalige Gegenleistung für die erstmalige Herstel-
lung von Erschließungsanlagen, und zwar für beitragsfähige Erschließungsanlagen nach § 
127 Abs. 2 BauGB erhoben und dient damit als Ersatz der von der Gemeinde erbrachten 
Aufwendungen. Er ist von den Eigentümern der Grundstücke zu leisten, die durch die Her-
stellung der Erschließungsanlage einen sogenannten Erschließungsvorteil erlangt haben. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gemäß § 127 Abs. 1 BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, Erschließungsbeiträge zu er-
heben (= Beitragserhebungspflicht).  
Dieser Pflicht können sie nur mit einer gültigen Erschließungsbeitragssatzung nachkommen, 
da das Vorliegen einer Erschließungsbeitragssatzung eine unbedingte Voraussetzung für 
das Entstehen der sachlichen Beitragspflicht und Grundlage des Beitragsbescheids ist. Auch 
Ablösevereinbarungen sind nur mit gültiger Erschließungsbeitragssatzung möglich. Daraus 
ergibt sich, dass die Gemeinden nicht nur berechtigt sind, eine entsprechende Satzung zu 
erlassen, sondern auch dazu verpflichtet. Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer sol-
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chen Satzung ist § 132 BauGB i. V. m. der jeweiligen landesrechtlichen Vorschrift  (§ 4 der 
Gemeindeverordnung für das Land Schleswig-Holstein).  
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt, dem Finanzausschuss und der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Groß Nordende, die Satzung zur Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen zu beschließen.  
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen  
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 Satzung  

der Gemeinde Groß Nordende  
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen  

(Erschließungsbeitragssatzung)  
vom 22. Juni 2016  

 
 
 

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 4 der Gemeindeord-
nung für das Land Schleswig-Holstein (GO), beide in der jeweils geltenden Fassung, 
hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Groß Nordende in ihrer Sitzung am 
22.06.2016   folgende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:  
 
 
 

      § 1 Erhebung von Erschließungsbeiträgen  
 
Die Gemeinde erhebt Erschließungsbeiträge nach den Bestimmungen der §§ 127 ff. 
des BauGB und dieser Satzung. 
 
 
  

§ 2 Art und Umfang der Erschließungsanlagen  
 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für:  
 
1. zum Anbau bestimmte Straßen, Wege und Plätze mit einer Breite bis zu 12 m, 

wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu  9 m, wenn sie nur einseitig an-
baubar sind,  
 

2. zum Anbau bestimmte Straßen, Wege und Plätze in Kern-, Gewerbe-, Indust-
rie- und Sondergebieten, mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung 
oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist, und mit einer Breite bis zu  
13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung nur einseitig zulässig 
ist,  
 

3. die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeu-
gen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (z.B. Fußwege, Wohnwege) mit einer 
Breite bis zu 5 m,  
 

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 21 m,  
 

5. Parkflächen,  
 
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu ei-

ner weiteren Breite von 6 m, 
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu 15 % der 
Flächen der erschlossenen Grundstücke,  

 
 

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,  
 
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer 

weiteren Breite von 4 m, 
  

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen 
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
sind (selbständige Grünanlagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlosse-
nen Grundstücke.  

 
 

(2) Unabhängig von den in Absatz 1 genannten Breiten sind Wendeplätze in voller 
Breite beitragsfähig. 

  
(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte 

Verkehrsanlage die größte Breite.  
 
 
 

§ 3 Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten  ermit-
telt. 
 
 
 

 § 4 Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 

Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.  
 
 
 

§ 5 Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes 
 

(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte beitragsfähige und gemäß § 4 reduzierte umzule-
gende Erschließungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke (Ab-
rechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche 
Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt.  

 
(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des Gel-

tungsbereiches eines Bebauungsplanes, einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB oder eines Gebietes, für das die Gemeinde beschlossen hat, einen Be-
bauungsplan aufzustellen, die Fläche, die baulich, gewerblich, industriell oder in 
vergleichbarer Weise genutzt werden kann.  
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(3) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des Gel-
tungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Be-
bauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht 
festsetzt,  

 
a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Flächen zwischen der 

gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und ei-
ner im Abstand von 45 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die ledig-
lich die wegmäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben 
bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.  
 

b) soweit Grundstücke nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücks-
grenze, die der Erschließungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 
45 m dazu verlaufenden Linie.  
 

 
c) Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Buchstabe a) oder 

Buchstabe b), so verschiebt sich die Linie zur hinteren Grenze der tatsächli-
chen Nutzung.  
 

 
(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche 

(Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit 
  

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,  
 

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,  
 

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,  
 

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,  
 

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,  
 

 
f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung 

vergleichbaren Weise genutzt werden können (z B. Dauerkleingärten, Friedhö-
fe, Sport-anlagen).  
 
 

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt 
sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 

  
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, gilt die höchstzulässige Zahl der 

Vollgeschosse.  
 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsächliche Zahl der Vollge-
schosse.  
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c) Ist nur die zulässige Höhe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,3 m, wobei Bruchzah-
len auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden.  
 

d) Bei Kirchengrundstücken wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
  

e) Garagengeschosse gelten als Vollgeschosse. Bei Grundstücken, auf denen 
nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind, wird mindestens ein Vollgeschoss 
zugrunde gelegt.  
 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelas-
sen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn 
die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten wird.  
 
 

(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder 
für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse:  

 
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse,  
 
b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den 

Grundstücken zulässigen Vollgeschosse.  
 

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerb-
lich genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.  
 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vor-
handen sind, wird die Zahl der vorhandenen Garagengeschosse, mindestens 
ein Vollgeschoss, zugrunde gelegt.  
 

e) Bei Kirchengrundstücken wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.  
 

Vollgeschosse i.S. der vorstehenden Regelungen sind nur Vollgeschosse i.S. der 
Landesbauordnung. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein Geschoss 
die Voraussetzungen der Landesbauordnung für ein Vollgeschoss erfüllt, wird ein 
Vollgeschoss zu Grunde gelegt.  
 

 
(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die nach 
      Abs. 2 bis 6 ermittelten Flächen um 30 v. H. erhöht: 
  

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe-, 
Industrie- und Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, großflä-
chige Handelsbetriebe, Ausstellungsgebiet;  
 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungs-
plan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vor-
handen oder zulässig ist;  
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c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichne-

ten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise (z. B. Grund-
stücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulge-
bäuden) genutzt werden, wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschoss-
flächen überwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätz-
lich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschoss-
fläche. 
 

 (8) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleicharti-
gen und vollständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsan-
lagen i.S. des § 2 Abs. 1 erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach § 
5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung des umlagefähigen Aufwandes für jede 
Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen.  

 
 
 

§ 6 Kostenspaltung  
 

Der Erschließungsbeitrag kann für  
 
1. Grunderwerb,  
2. Freilegung,  
3. Fahrbahnen,  
4. Radwege, auch kombinierte Geh- und Radwege 
5. Gehwege,  
6. unselbständige Parkflächen,  
7. unselbständige Grünanlagen,  
8 Mischflächen,  
9. Entwässerungseinrichtungen,  
10. Beleuchtungseinrichtungen  
 
gesondert und in  beliebiger  Reihenfolge erhoben werden.  Über die Anwendung der 
Kostenspaltung   entscheidet   die    Gemeinde.  Diese    Entscheidung  ist   für   jede 
Erschließungsanlage gesondert zu treffen. 
Mischflächen i.S. von Ziffer 8 sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegren-
zungslinien Funktionen der in den Ziffern 3 – 7 genannten Teileinrichtungen mitei-
nander kombinieren und auf denen ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung 
verzichtet ist.  
 
 
 

§ 7 Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen  
 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanla-
gen, Sammelstraßen und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, 
wenn  

 
a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen,  
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b) die flächenmäßigen Bestandteile dem Bauprogramm entsprechen und  

 
c) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen ver-

fügen.  
 

Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm.  
 
 
(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig herge-

stellt, wenn  
 

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Un-
terbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster aufweisen; die 
Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise beste-
hen, 
  

b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähi-
gem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengit-
tersteinen aufweisen; die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neu-
zeitlicher Bauweise bestehen;  
 

c) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,  
 

d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe 
  a) hergestellt und die unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 
   
 
(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Ei-

gentum der Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind. 
 
 
  

§ 8 Immissionsschutzanlagen  
 

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. 
S. des Bundesimmissionsschutzgesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgül-
tigen Herstellung sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
durch Satzung im Einzelfall abweichend geregelt. 
 
 
  

§ 9 Vorausleistungen  
 

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht 
in vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtli-
chen Erschließungsbeitrages erheben. 
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§ 10 Ablösung des Erschließungsbeitrages  

 
Der Erschließungsbeitrag kann vor Entstehung der sachlichen Beitragspflicht abge-
löst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des 
nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.  
 
 
 

§ 11 Datenverarbeitung  
 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Beiträge im Rahmen 
der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Erhebung folgender Daten aus Daten-
beständen, die der Gemeinde aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechtes 
nach §§ 24 bis 28 BauGB bekannt geworden sind und aus dem beim Katasteramt 
geführten Liegenschaftskataster, aus den beim Grundbuchamt geführten Grundbü-
chern, aus den bei der Datenzentrale geführten Personenkonten sowie Meldedateien 
und bei der unteren Bauaufsichtsbehörde geführten Bauakten zulässig:  
 
Grundstückseigentümerinnen / Grundstückseigentümer, künftige Grundstückseigen-
tümerinnen / Grundstückseigentümer, Grundbuchbezeichnung, Eigentumsverhältnis-
se, Anschriften von derzeitigen und künftigen Grundstückseigentümerinnen / Grund-
stückseigentümer, Daten zur Ermittlung von Beitragsbemessungsgrundlagen der 
einzelnen Grundstücke.  

Soweit zur Veranlagung zu Beiträgen nach dieser Satzung im Einzelfall erforderlich, 
dürfen auch weitere in den genannten Datenquellen vorhandene personenbezogene 
Daten erhoben werden. Die Erforderlichkeit ist aktenkundig zu machen.  

Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Beitrags-
erhebung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden.  
 
 
 

§ 12 Inkrafttreten  
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Groß Nordende, den 22.06.2016 
 
 
 
 
 Ehmke  
Gemeinde Groß Nordende 
Bürgermeisterin  

 





 

Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0341/2016/GrN/BV 
 
 

Fachteam: Planen und Bauen Datum: 23.05.2016 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 09.06.2016 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 13.06.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung Groß Nordende 22.06.2016 öffentlich 

 

Bauplatzbewerbungen für die Gemeinde Groß Nordende 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Mit Stand vom 05.04.2016 umfasste die Bewerberliste für Bauplätze in der Gemein-
de Groß Nordende insgesamt 34 interessierte Bewerber. Da einige Bewerbungen 
bereits vor über sechs Jahren abgegeben wurden, erfolgte nunmehr eine erneute 
Abfrage aller Bewerber, die ihr Interesse vor dem 01.08.2015  bekundet hatten. 
 
Die Auswertung dieser Umfrage ergibt, dass insgesamt 20 Bewerber weiterhin Inte-
resse an einem Bauplatz in der Gemeinde haben. Die Bewerbungen nach dem 
01.08.2015 sind hier ebenfalls berücksichtigt worden. 
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss/Der Finanzausschuss/Die Gemeindevertretung nimmt die Anzahl 
der interessierten Bewerber für einen Bauplatz in der Gemeinde Groß Nordende zur 
Kenntnis.  
 
 
 

TOP Ö  8TOP Ö  8



 
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen:  
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